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Die CDU-fraktion hat mit ihren stimmen in der Bremi-
schen Bürgerschaft im Juli dafür gesorgt, dass sich ein 
Parlamentarischer Untersuchungsausschuss (PUa) mit 
den Pannen und fehlern beim anti-terror-einsatz ende 
februar beschäftigt. insbesondere geht es in diesem 
zusammenhang um die Durchsuchung des islamischen 
kulturzentrums (ikz) und mögliche politische einfluss-
nahme durch den innensenator. als stellvertretender 
Vorsitzender des eingesetzten PUa erklärt thomas 
röwekamp, was er sich vom Untersuchungsausschuss 
erhofft.

ausguck: Wie ist aus ihrer sicht der einsatz anläss-
lich der terrorwarnung ende februar gelaufen?

Thomas röwekamp: man muss leider feststellen: 
wir können froh sein, dass nichts passiert ist. Der in-
nensenator und seine Behörden wären nicht vorberei-
tet gewesen. Zu viele Pannen sind passiert, die viele 
Fragen aufgeworfen haben und nicht hinreichend be-
antwortet wurden. im Gegenteil: in den tagen nach 

der terrorwarnung hat Ulrich mäurer die politischen 
Gremien und die Öffentlichkeit unvollständig und so-
gar falsch informiert.

ausguck: Was soll der PUa aufklären?

Thomas röwekamp: Der Fokus liegt vor allem auf 
zwei aspekten. erstens: welchen einfluss hat der in-
nensenator darauf genommen, die räume des ikZ 
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aUS Dem ParLament
  

anTi-Terror-einsaTz:

welChe rolle 
sPielte Der 
innensenator? 

* »… gab es zum Zeit-
punkt der anordnung 
der Durchsuchung keine 
konkreten anhaltspunkte 
dafür, dass sich Personen 
in den räumen des ikZ 
aufhalten, die waffen 
mit sich führen…«

* aus dem Beschluss des Landgerichts vom 3. Juli 2015

Thomas röwekamp über seine hoFFnungen an den parlamenTarischen unTersuchungsausschuss (pua)



am Terrorwochenende zu durchsuchen? Die Durch-
suchung war rechtswidrig. Und es gibt viele Unge-
reimtheiten, wie der Durchsuchungsbeschluss zu 
Stande gekommen ist. Zweitens muss nach meiner 
Auffassung auch die Zusammenarbeit der Bremer Si-
cherheitsbehörden untereinander und mit denen des 
Bundes aufgearbeitet werden. Da gab es ebenfalls De-
fizite.

Ausguck:  Wie geht es jetzt weiter?

Thomas Röwekamp:  Der PUA hat seine Arbeit auf-
genommen. In den kommenden Wochen werden wir 
Zeugen anhören. Wir als CDU-Fraktion werden die 
zuständigen Senatoren Mäurer und Günthner sowie 
den Sonderermittler des Senats laden. Außerdem die 
am Durchsuchungsbeschluss beteiligten Richter und 
Staatsanwälte. Insgesamt soll der Untersuchungsaus-
schuss bis Ende des Jahres seinen Bericht vorgelegen. 
Dann wird sich zeigen, welche politische und persönli-
che Verantwortung der Innensenator trägt.�

CDU-Fraktion stöSSt 
vorausschauende 
Polizeiarbeit an
Eine Software, die den Einbrechern quasi einen Schritt 
voraus ist? Das geht! Um vorausschauende Polizeiarbeit 
zu ermöglichen, fordert die CDU-Fraktion die Anschaf-
fung einer sogenannten »Predictive-Policing«-Software. 
Ein entsprechender Antrag ist von der Bürgerschaft im 
September in die Innendeputation überwiesen worden. 
Die Software speichert – ohne auf Details einzelner Per-
sonen zuzugreifen – bei jedem Einbruch relevante Infor-
mationen, anhand derer das Programm nach Mustern  
im Verhalten der Täter sucht. Wilhelm Hinners, innen-
politischer Sprecher der CDU-Bürgerschaftsfraktion, 
erklärt: »Ein Großteil aller Einbrüche wird von profes-
sionellen Tätern verübt, die bestimmte Verhaltensmus-
ter an den Tag legen. Kriminalität ist berechenbar und 
warum sollten wir die rechnergestützten Möglichkeiten 
nicht nutzen?«�

Finanzrisiken:

Die Senatorin wartet ab…
und wartet ab
Bremen drohen in dieser Legislatur Finanzrisiken in 
Höhe von einer Milliarde Euro. Das rechnete der finanz-
politische Sprecher Jens Eckhoff der Finanzsenatorin Ka-
roline Linnert (Grüne) während einer aktuellen Stunde 
in der Bürgerschaft vor. Doch die rot-grüne Koalition 
ignoriert die wacklige finanzielle Lage mit Ausdauer. 
»Sie warten ab, nach dem Motto ‚Schaun mer mal’. Ich 
hätte erwartet, dass Sie zumindest nach der Wahl mit of-
fenen Karten spielen. Diese Legislatur ist entscheidend 
für die Sanierung unseres Bundeslandes«, sagte Eckhoff 
in Richtung Linnert. Ab 2020 darf Bremen keine neuen 
Schulden mehr machen. »Wir müssen alle Positionen 
auf der Ausgabenseite auf den Prüfstand stellen. Wir 
müssen auch gleichzeitig die Einnahmen steigern. Dazu 
gibt es von der Finanzsenatorin aber bis heute keine Vor-
schläge.«�

4 	 a u s g u c k  3 . 1 5 �D a s M ag a z i n d e r C DU  - B ü r g e r s c h a f t s f r a k t i o n i m L a n d B r e m e n

  
Aus dem Parlament

Landgericht hält 
IKZ-Durchsuchung 
für rechtswidrig

Das Landgericht Bremen hat im Juli   mit einem 
Beschluss zum Terroreinsatz die Durchsuchung 
des Islamischen Kulturzentrums am Breitenweg 
für rechtswidrig erklärt. Die Hinweise seien nicht 
ausreichend gewesen, um einen Durchsuchungs-
beschluss zu erwirken. Zusätzlich bemängelt das 
Gericht, dass der Durchsuchungsbeschluss nur 
auf »Zuruf« erfolgt sei. Die zunächst mündlich 
übermittelten Informationen hätten aber so 
schnell wie möglich verschriftet und zur Akte ge-
bracht werden müssen. Das ist nicht geschehen.

* »Der Durchsu-
chungsbeschluss des 

Amtsgerichts Bremen 
vom 28.02.2015 

hätte nicht ergehen 
dürfen.«

*	 aus dem Beschluss des Landgerichts vom 3. Juli 2015

Den Antrag der 
CDU-Fraktion 

finden Sie hier:

http://www.cdu-fraktion-bremen.de/download?dokument=1&file=832_2015_07_08_al_vorausschauende_polizeiarbeit.pdf


Die Flüchtlingszuströme aus unterschiedlichen Her-
kunftsländern beschäftigen und bewegen die Men-
schen in Bremen und Bremerhaven und stellen Politik 
und Verwaltung vor große Herausforderungen. Wie 
kann Zuwanderung zukünftig gesteuert werden? Was 
muss getan werden, damit Integration wirklich gelingt? 
Der Vorsitzende der CDU-Fraktion, Thomas Röwe-
kamp, hat gemeinsam mit der sozialpolitischen Spre-
cherin, Sigrid Grönert, verschiedene Flüchtlingsunter-
künfte und -einrichtungen besucht. Aus den Berichten 
und Schilderungen vor Ort sowie durch eine engagierte 
Diskussion innerhalb der Fraktion ist ein umfassendes 
Positionspapier erarbeitet worden. Im September und 
Oktober hat sich außerdem die Bürgerschaft mit dem 
Umgang mit den Flüchtlingen befasst.

Die CDU-Fraktion in Bremen hat sich für getrennte 
Erstaufnahmeeinrichtungen (ZAST) nach Herkunfts-
ländern ausgesprochen. »Dabei geht es nicht um die 

Unterteilung in gute und schlechte Flüchtlinge, sondern 
darum, Verfahren im Sinne aller zukünftig schneller zu 
bearbeiten«, erklärt Thomas Röwekamp. »Wer bei uns 
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Das Thema
  

Thomas Röwekamp:

»Für die meisten Zuwanderer 
ist das Asylrecht die 
falsche Antwort«

„Getrennte Erstaufnahme­
einrichtungen nach 

Herkunftsländern sind keine 
Unterscheidung in gute und 
schlechte Flüchtlinge.“

Was bedeutet 

die getrennte 

Erstaufnahme?

Durch die getrennte 
Aufnahme sollen die 
Verfahren geordneter 
und beschleunigt 
werden. Für Flüchtlin-
ge, die aus anerkann-
ten Kriegsgebieten 
wie Syrien kommen, 
besteht nach unse-
rem Asylrecht kein 
Zweifel, dass sie in 
Deutschland lang-
fristig aufgenommen 
werden. Sie sollen da-
her schnell Zugang zu 
Integrationsangebo-
ten wie Sprachkursen 
bekommen. Daneben 
gibt es Zuwanderer 
aus Staaten, die als 
sichere Herkunfts-
länder definiert 
sind. Bei ihnen ist 
der Asylgrund nicht 
offensichtlich. Daher 
muss jeder Einzelfall 
individuell geprüft 
werden. Das dauert 
manchmal länger. 
Diese Menschen 
sollen daher in der 
Erstaufnahme blei-
ben, bis sie Klarheit 
haben, ob sie eine 
Perspektive bei uns 
haben oder nicht.



1.	S chnelle Integration: Deutschkurse und 
Schulbesuch von Beginn an für alle mit 
Bleibeperspektive

2.	T alente erkennen: systematische Erfassung 
von Qualifikationen und Berufsabschlüssen

3.	 Mehrsprachige, aufsuchende Arbeits
vermittlungsberatungen in ZAST

4.	A lltag erleichtern: W-LAN sowie vergünstig-
tes Bus- und Bahnticket als Sachleistung

5.	R egelmäßige Ärztesprechstunden in Erst
aufnahmezentren

6.	K onsequente Rückführung derer ohne Chan-
ce auf Asyl binnen drei Wochen vorbereiten

7.	 Bremer Flüchtlingsbeauftragten zur ressort-
übergreifenden Koordination

8.	G eschlossene Unterbringung und intensiv
pädagogische Betreuung für kriminelle 
unbegleitete, minderjährige Flüchtlinge

in Deutschland Zuflucht sucht – unabhän-
gig ob er am Ende als Flüchtling anerkannt 
wird oder nicht – hat einen Anspruch darauf, 
schnell zu erfahren, ob er bei uns eine Pers-
pektive hat oder nicht.«

Röwekamp sieht die Flüchtlingspolitik der 
vergangenen Jahrzehnte kritisch: Bei der 
letzten großen Flüchtlingswelle in den 90er-
Jahren habe man die Zuwanderer zu lange im 
Ungewissen gelassen, ob sie eine Perspekti-
ve in Deutschland haben oder nicht. »Es gibt 
Menschen in Bremen und Bremerhaven, die 
seit 10 oder 15 Jahren in dem ungesicherten 
Status der Duldung bei uns leben. Verfahren 
sind damals nicht schnell genug bearbei-
tet worden. Das ist für diese Menschen ein 
unwürdiger Zustand. Und auch eine Rück-
führung ist nach so langer Zeit nicht mehr 
vertretbar. Diesen Fehler dürfen wir nicht 
wiederholen«, so der Fraktionsvorsitzende.

In der Bürgerschaftsdebatte zur Flüchtlings-
politik machte Thomas Röwekamp deutlich, 
dass seine Fraktion das Asylrecht nicht für 
geeignet hält, um Zuwanderung zu steuern. 
»Unkontrollierte und beliebige Einwande-
rung verträgt unsere Gesellschaft nicht auf 
Dauer.« Die Bürgerschaftsfraktion sowie 
auch der Landesvorstand der CDU Bremen 
sprechen sich für ein Einwanderungsgesetz 

aus, wie es beispielsweise in Kanada schon 
Realität ist. »Das Asylrecht ist für uns unan-
tastbar. Wenn wir aber kontrollierte Zuwan-
derung wollen, dann brauchen wir darüber 
hinaus ein kriteriengestütztes Einwande-
rungsgesetz«, betont Röwekamp.

Die Flüchtlingsfrage müsse vor allem in der 
europäischen Gemeinschaft gelöst werden. 
»Es ist kaum zu erklären, dass es Europa 
gelingt einen Rettungsschirm für Griechen-
land auf den Weg zu bringen, aber nicht in 
der Lage ist, einen Rettungsschirm für die 
Flüchtlinge aufzuspannen. Alle europäi-
schen Staaten müssen sich an die Bedingun-
gen der Flüchtlingskonvention und die hu-
manitären Vereinbarungen halten«, fordert 
Röwekamp.

Doch neben den großen europäischen Ant-
worten schlägt die CDU-Fraktion auch ganz 
konkrete Maßnahmen in Bremen vor. »Wir 
haben bei unseren Besuchen in den Flücht-
lingsunterkünften gesehen, was für tolle, 
engagierte Arbeit haupt- und ehrenamtli-
che Mitarbeiter leisten«, berichtet Sigrid 
Grönert, sozialpolitische Sprecherin der 
Fraktion. Trotzdem beruhe viel auf Zuruf 
sowie auf den guten und zum Teil privaten 
Netzwerken der Helfer. »Das klappt häufig 
wunderbar, stößt aber auch irgendwann an 

Grenzen. Um eine professionelle Infrastruk-
tur zu sichern und die Koordination zentral 
zu steuern, wollen wir einen ressortüber-
greifenden Flüchtlingsbeauftragten«, for-
dert die CDU-Abgeordnete.

Zudem seien es nach Schilderungen der 
Mitarbeiter in den Unterkünften häufig All- 
tagsherausforderungen, die jede Menge Auf- 
wand erzeugten. Ein Beispiel sei der Arzt-
besuch, weiß Grönert zu berichten. »Bevor 

Flüchtlinge aus den Erstunterkünften bei 
akuten gesundheitlichen Problemen einen 
Arzt aufsuchen können, müssen sie – solan-
ge sie noch keine Gesundheitskarte haben 
– erst umständlich Anträge stellen und quer 
durch die Stadt fahren. Das ist nicht zumut-
bar. Häufig rufen sie dann lieber einen Kran-
kenwagen, was hohe Kosten verursacht. 
Daher wollen wir, dass es eine regelmäßige 
Sprechstunde vor Ort in den Erstaufnah-
mezentren gibt«, sagt Grönert. Zudem for-
dert die CDU-Fraktion W-LAN als mögliche 
Sachleistung anzubieten. »Es ist doch ver-
ständlich, dass die geflüchteten Menschen 
unbedingt Kontakt zu ihrer Familie in der 
Heimat aufnehmen wollen. Häufig geben 
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Das Thema

Das komplette 
Positionspapier 
der CDU-Fraktion 
finden Sie hier.

„Deutschland braucht ein 
Einwanderungsgesetz.“

„Das Asylrecht ist für 
uns unantastbar.“

„Wir wollen regel­
mäßige ärztliche 

Sprechstunden in den 
Erstaufnahmestellen.“

Konkret in Bremen und Bremerhaven

Aus dem Positonspapier:

http://www.cdu-fraktion-bremen.de/download/?file=2015_09_21_positionspapier_fluechtlinge.pdf


Folgende Flüchtlings-
Einrichtungen hat 
der Fraktionsvor-
sitzende Thomas 
Röwekamp Anfang 
September besucht:

•	 ZAST für unbeglei-
tete minderjährige 
Flüchtlinge, Stein-
setzerstraße

•	 Übergangswohn-
heim Hastedt

•	 Übergangswohn-
heim Klinikum 
Bremen-Ost

•	 Jugendwohnein
richtung Lothar 
Kannenberg, 
Rekumer Straße

•	 Containerdorf 
Überseetor 1

•	 Zeltstadt 
Überseetor

•	 ZAST des Landes 
Bremen, Alfred-
Faust-Straße

sie darum häufig einen Großteil ihrer Barleistung von 143 
Euro für teure Datenpakete aus«, sagt Sigrid Grönert.

Für die CDU-Fraktion in Bremen ist klar: Jeder der 
Schutz und Zuflucht vor Krieg und Terror sucht, muss 
bei uns ein neues Zuhause finden. Das heißt, allen Men-
schen mit Bleibeperspektive von Beginn an umfängliche 
Integrationsangebote zu machen. »Alles was wir jetzt 
an Integration unterlassen, wird uns langfristig teuer zu 
stehen kommen«, fasst Thomas Röwekamp zusammen. 

Dazu zählen der Schulbesuch, Sprachkurse, Kinderbe-
treuung, aber auch die Möglichkeit, möglichst schnell ar-
beiten zu dürfen. Einen Schwerpunkt bildet deshalb die 
Arbeitsmarktpolitik im Positionspapier der CDU-Frakti-
on. »Wir haben in den Aufnahmeeinrichtungen erfahren: 
Das erste, was viele Flüchtlinge fragen, wenn sie hier an-
kommen, ist: Wo kann ich Deutsch lernen?«, berichtet 
Röwekamp. »Diese Menschen wollen ihre Zukunft bei 
uns in Bremen und Bremerhaven aufbauen. Das ist auch 
eine Chance für uns und unsere Wirtschaft. Schon in der 
ZAST müssen deshalb Qualifikationen und Berufser-
fahrungen systematisch erfasst werden. Das Jobcenter 
muss außerdem mit einem fremdsprachigen Angebot 
regelmäßig vor Ort sein, um zu beraten«, fordert der 
Fraktionsvorsitzende. Zudem müsse das Anerkennungs-
verfahren für ausländische Berufsabschlüsse vereinfacht 
werden und jugendliche Flüchtlinge müssten bis zum 21. 
Lebensjahr die Möglichkeit bekommen, die allgemeine 
Berufsschule zu besuchen.�
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„Alles was wir jetzt an 
Integration unterlassen,  

wird uns langfristig teuer  
zu stehen kommen.“

Können nur eine Notlösung sein: Zum Winter sind die Zeltstädte für Flüchtlinge zu kalt. Thomas Röwekamp informierte sich in der Flüchtlings
unterkunft in der Überseestadt über die Lebenssituation vor Ort. Hier sind etwa 200 Menschen untergebracht.

Behördengänge, 
Sprachprobleme, Kon-
takt zur Familie: Täglich 
stehen die engagierten 
haupt- und ehrenamt-
lichen Mitarbeiter in 
den Notunterkünften 
vor neuen Herausforde-
rungen. Ein Verant-
wortlicher, der die 
Flüchtlingshilfe auch 
zwischen den Senats-
ressorts professionell 
koordiniert, fehlt. 

Vor Ort  
gewesen



Vorsitzender Wilhelm Hinners, Kontakt: hinners@cdu-bremen.de

FRAKTIONSARBEITSKREIS 
INNERES & JUSTIZ
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AUS DER FRAKTION
  

DIE THEMEN -
SCHMIEDE.
DIE CDU-FRAKTIONSARBEITSKREISE

Für die inhaltliche Aufbereitung von politischen Themen 
und zur Beratung von parlamentarischen Initiativen in 
den unterschiedlichen Fachgebieten, kommen die Exper-
ten der CDU-Fraktion in den fünf verschiedenen Frakti-
onsarbeitskreisen zusammen. Hier werden zu den ver-
schiedenen Themenkomplexen neue Ideen vorgestellt 
und konkrete Lösungsvorschläge erarbeitet – quasi die 
Themenschmiede der Fraktion. Hier stellen wir Ihnen die 
Arbeitskreise der CDU-Bürgerschaftsfraktion sowie ihre 
Vorsitzenden vor. Als Koordinatoren der Arbeitskreise 
sind die Vorsitzenden im erweiterten Fraktionsvorstand 
vertreten. 

Vorsitzender Rainer Bensch, Kontakt: bensch@cdu-bremen.de

FRAKTIONSARBEITSKREIS 
SOZIALES

Vorsitzende Silvia Neumeyer, Kontakt: neumeyer@cdu-bremen.de

FRAKTIONSARBEITSKREIS 
UMWELT, BAU & VERKEHR

Vorsitzende 
, Kontakt: bensch@cdu-bremen.de

Vorsitzende Susanne Grobien, Kontakt: grobien@cdu-bremen.de

FRAKTIONSARBEITSKREIS 
BILDUNG & KULTUR

Vorsitzende 

Vorsitzender Jörg Kastendiek, Kontakt: kastendiek@cdu-bremen.de

FRAKTIONSARBEITSKREIS 
WIRTSCHAFT & FINANZEN



Die Bremische Bürgerschaft hat ihre Deputationen 
gewählt. ihnen gehören neben senatsmitgliedern 
und abgeordneten auch Bürger an. Die Verwaltungs-
ausschüsse gehen auf das 18. Jahrhundert zurück und 
tragen dem anspruch an mehr Bürgerbeteiligung 
rechnung. eine in dieser hinsicht wichtige neuerung 
ist auf initiative der CDU-fraktion in dieser Legislatur 
beschlossen worden.

einem Vorschlag der cDU-Fraktion bereits aus dem 
Jahr 2011 folgend, hat nun nicht mehr automatisch der 
Senator den Vorsitz einer Deputation. Stattdessen wäh-
len die Vertreter der Bürgerschaft aus ihrer mitte einen 
Sprecher, der auch den Vorsitz übernimmt. »was bei den 
ausschüssen bereits Gang und Gäbe ist, wird nun auch 
in den Deputationen umgesetzt. wir haben uns seit Jah-
ren dafür eingesetzt, das Parlament und seine kontrol-
laufgaben zu stärken«, begrüßt der Fraktionsvorsitzen-
de thomas röwekamp die Gesetzesänderung.

Die cDU-Fraktion stellt mit wilhelm hinners für die 
Deputation für inneres und mit Jörg kastendiek für die 
Deputation für wirtschaft, arbeit und Häfen zwei De-
putationsvorsitzende sowohl in Stadt und Land. in den 
parlamentarischen ausschüssen hat christdemokrat 
Jens eckhoff den Vorsitz für den Haushalts- und Finanz-
ausschuss. Die cDU-abgeordnete susanne grobien ist 
Vorsitzende im ausschuss wissenschaft, medien, Da-
tenschutz und informationsfreiheit. Der Bremerhavener 
cDU-abgeordnete paul bödeker ist Vorsitzender des 
Landeshafenausschusses. 
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aUS Der Fraktion

neue rollenverTeilung in depuTaTionen:

CDU- vorsChlag 
stärkt 

 abgeorDnete

Protokolle von Deputationssitzungen 
aus dem 18. / 19. Jahrhundert können im 
Bremer staatsarchiv besichtigt werden.
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Computer, Smartphones und Tablets sind in unserem 
beruflichen und privaten Alltag allgegenwärtig. Anders 
sieht es in den Schulen aus: Statt mit und über digita-
len Medien zu lernen, stehen die Bremer Schulen noch 
in der »Kreidezeit«. Aus Sicht von Dr. Thomas vom 
Bruch, bildungspolitischer Sprecher der CDU-Fraktion, 
besteht Nachbesserungsbedarf. »Es kann nicht sein, 
dass sich Schüler und Lehrer an einem Wissens- und 
Technologiestandort wie Deutschland, mit veralteten 
Lehrbüchern und eselsohrigen Arbeitsblättern herum-
schlagen. Digitale Medien gehören fächerübergreifend 
in den Unterricht integriert«, so vom Bruch.

Dass an Bremer Schulen in Sachen Digitalisierung Luft 
nach oben ist,  geht auch aus der Antwort des Senats auf 

eine entsprechende Anfrage der CDU-Fraktion hervor. 
Flächendeckendes W-LAN ist an Bremer Schulen Fehl-
anzeige genauso wie eine verbindliche Verankerung von 
mediendidaktischen Inhalten in der Lehrerausbildung. 
Das Bildungsressort arbeitet nach eigener Aussage mit 
einem »Masterplan Medienbildung« – der allerdings 
stammt aus dem Jahr 2010. »Das ist doch irrwitzig. Jeder 
weiß, dass fünf Jahre in der Entwicklung digitaler Tech-
nik ein Quantensprung sind. Dieser Masterplan kann 
schlicht nicht mehr zeitgemäß sein«, so vom Bruch.

Es gebe genügend Möglichkeiten, die Einbindung digita-
ler Medien in den Unterricht qualitativ und quantitativ 
zu verbessern. »Der Markt bietet gute Anbieter bei der 
Software. Warum arbeiten wir hier nicht mit anderen 
Bundesländern zusammen, um zum Beispiel Lizenzen 
zu erwerben?«  Hochwertige Programme könnten zu 
einer Art »Assistent des Lehrers« werden. Sie erkennen 
Fehler, geben Hilfestellungen, identifizieren Förderbe-
darf und bieten individuelle Aufgaben für jeden Schüler. 
»Das sind Chancen, denen wir uns nicht verschließen 
sollten.«, betont Thomas vom Bruch. Auch die häufig 
sehr zeitintensive Schulverwaltung kann der Einsatz von 
Tablets & Co vereinfachen.

Für den bildungspolitischen Sprecher ist klar: »Digita-
lisierung ist kein Modethema.« Auf seine Initiative hat 
die CDU-Fraktion Experten aus Lehre, Wirtschaft und 
Wissenschaft zu einer Fachtagung eingeladen, um über 
digitale Bildung an Bremer Schulen zu diskutieren. Auf 
dem Podium wurde deutlich: Die richtige Nutzung von 
digitalen Medien spielt auch beim Ausgleich sozialer Un-
terschiede ein wichtige Rolle. Prof. Dr. Andreas Breiter 
von der Universität Bremen stellte heraus, dass Kinder 
aus sozial benachteiligten Verhältnissen über weit ge-
ringere Medienkompetenz verfügten als Gleichaltrige, 
die soziale Ungleichheit verschärfe sich so. »Hier ist 
die Politik in der Verantwortung, Gleichberechtigung 
zu schaffen. Das Lernen, Arbeiten, Recherchieren oder 
Produzieren mit digitalen Medien trägt auch dazu bei, 
dass Kinder mögliche Risiken des Internets und digitaler 
Medien kennenlernen und sie einzuschätzen wissen«, 
kommentiert Dr. Thomas vom Bruch.

Die Bereitschaft der Eltern für die Implementierung 
digitaler Medien in den Unterricht ist groß, signalisier-
te Pierre Hansen vom Fachelternbeirat Bremen (ZEB) 
während der Fachtagung. Viele Kinder brächten schon 
jetzt mobile Endgeräte mit in die Schule, darüber hinaus 
könnten Schulvereine mit der Bereitstellung schuleige-
ner Geräte aushelfen.�
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Aus der Fraktion

Fachtagung der CDU-Fraktion zur digitalen  
Bildung an Bremer Schulen

Dr. Thomas vom Bruch:  
»Digitalisierung ist  

kein Modethema«

Auf der Fachtagung 
war man sich einig:  

Der aktuelle Umgang 
mit digitalen Medien 

in der Schule ist nicht 
mehr zeitgemäß.



Um die vielfältige Bremer Kulturlandschaft 
zu fördern, bietet die CDU-Bürgerschafts-
fraktion im November wieder zwei jungen 
Künstlerinnen die Möglichkeit, ihre Werke 
auszustellen.

Ab dem 27. November dürfen sich Besucher 
und Interessierte in den Räumen der CDU-
Fraktion an den Kunstwerken von Eun Jung 
Kim und Anna Bart erfreuen. Beide Künstle-
rinnen studierten Freie Kunst an der Hoch-
schule für Künste Bremen und absolvierten 
dort außerdem ihr Meisterschülerstudium.

Eun Jung Kim war nach ihrem Studium der 
Freien Künste in Seoul sowohl in Deutsch-
land als auch in Südkorea erfolgreich und 
wurde für ihre ausdrucksvollen Radierungen 
»Schwebe im Selbst (1-3)« 2009 mit dem 
Imke Folkerts Preis für bildende Kunst in 
Ostfriesland ausgezeichnet.

Die Malereien Anna Barts werden deutsch-
landweit ebenfalls erfolgreich ausgestellt. 
Die Künstlerin sieht in Ihren Werken »ge-
malte Formen in [ihrer] gemalten Wirklich-
keit«, die durch den Blick des einzelnen Be-
trachters weiter verformt werden können.

Ab dem 27. November werden Werke bei-
der Künstlerinnen für mehrere Wochen im 
CDU-Haus zu sehen sein. Neugierig? Dann 
kommen sie vorbei!�

Ausstellungseröffnung am  
27. November 2015, um 18 Uhr,  
im CDU-Haus (Am Wall 135, Bremen) 
und danach Mo-Fr zu den Geschäfts-
zeiten der Fraktion (9 bis 17 Uhr).
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Kunst trifft Politik:

CDU-Fraktion präsentiert  
neue Kunstausstellung

Ab dem 27. November ist  u. a. die 
Radierung »Aussicht« der Künstlerin 

Eun Jung Kim im CDU-Haus zu sehen.

Auch beim diesjährigen Sommergrillen ergaben sich 
zwischen Grillfleisch und Gemüse wieder intensive Ge-
spräche von Journalisten und Mitgliedern der Fraktion.Die Temperaturen waren zwar eher herbst-

lich, doch das diesjährige Sommergrillen 
der CDU-Fraktion mit Vertreterinnen und 
Vertretern der Bremer Presse auf der Dach-
terrasse der Bremer Jugendherberge war 
gut besucht. Der Termin sollte Anlass bieten 
–  abseits des hektischen Tagesgeschäftes in 
Politik und Medien –  ins Gespräch zu kom-
men und tiefer als üblich in unterschiedliche 

politische Themen einzusteigen. So kamen 
nicht nur Fleisch, Gemüse und Würstchen 
auf den Grill: In entspannter Stimmung 
nahmen die Journalisten die Veranstaltung 
wahr, um auch die Fraktionsspitze mit der 
einen oder anderen Frage sprichwörtlich zu 
»grillen«.�

CDU-Fraktion 
lässt (sich) 
grillen



Gleich zwei Meldungen aus der City Bremens 
sorgten in den vergangenen Monaten für 
Gesprächsstoff in unserer Stadt.

Der Großbrand des Modehauses Harms am Wall, in des-
sen Folge nicht nur wirtschaftliche Existenzen sondern 
auch erheblicher Immobilienbestand vernichtet wurde, 
sowie wenige Wochen später die Absage des einzig ver-
bliebenen Investors Sonae Sierra, das allseits gewünsch-
te City Center Ansgarikirchhof zu errichten. Schockstar-
re begann sich auszubreiten und überall blickte man in 
ratlose Mienen, wie es nun weitergehen soll.

Allem Unglück wohnt eine Chance inne und so sollte die 
eingetretene sicherlich nicht einfache Situation dafür 
genutzt werden, den Blick in die vielen Gutachten und 
auf die Vorschläge zu werfen, die in den letzten Jahren 
zu Entwicklungsdefiziten und –möglichkeiten der Bre-
mer Innenstadt erarbeitet wurden.

Seit vielen Jahren vergeblich gefordert, steht die Ver-
netzung der einzelnen Einkaufslagen ganz oben auf der 
Agenda. Bremen hat es in der Vergangenheit einfach 
nicht geschafft, die Perlen seines innerstädtischen Ein-
zelhandelsangebots, der Gastronomie und der Kultur 
so aufzureihen, dass es für seine Bewohner und für die 
Besucher unserer Stadt immer wieder interessant und 

spannend ist, sich auf Entdeckungsreise zu begeben. 
Lagen wie der Wall, die Knochenhauerstraße, die Carl-
Ronning-Straße und die Langenstraße, um nur einige 
zu nennen, ragen mit ihren interessanten Angeboten 
als Inseln ohne Anbindung heraus und werden unter 
anderem aufgrund umständlicher Erreichbarkeit oder 
mangelnder Sichtbarkeit nicht richtig wahrgenommen. 
Hier gilt es schnell anzusetzen und mit überschauba-
rem finanziellen Mitteleinsatz die Substanz zu sichern 
und leerstehenden Ladenlokalen neues Leben einzu-
hauchen. Eine Aufwertung der Knochenhauerstraße 
und der Carl-Ronning-Straße, die Schaffung eines leicht 
und gefahrlos zu querenden Schüsselkorbs in Höhe der 
Schweinegruppe wären geeignete Maßnahmen. Die Kul-
turmeile über die Osterstraße mit der Domsheide und 
dem Marktplatz verbinden, dass es Spaß macht, sich 
nach einem Rathausrundgang ins quirlige Leben des 
Viertels zu begeben oder einen Spaziergang durch die 
Wallanlagen Richtung Herdentor zu machen. Schließlich 
der Domshof, zentraler Platz im Herzen der Stadt, mit 
Scharnierfunktion zu vielen Lagen wie beispielsweise 
dem Passagenviertel, der Bischofsnadel, der Violenstra-
ße und dem Marktplatz. Eine ganztägige Beschickung 
mit einem interessanten Marktgeschehen könnte hier 
wichtige Impulse auslösen.

Sehen wir die Unglücke als Chance und setzen vorlie-
gende Ideen schnell um. Ständige Veränderungen und 
Anpassungen der Infrastruktur einer Innenstadt müssen 
Schritthalten mit den immer schnelleren Veränderungen 
in der Handelslandschaft und in der Gastronomie. Unse-
re Stadt braucht hier mehr Dynamik!�
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Kontrovers – Der Gastkommentar

Stefan Storch
Inhaber D.F. Rabe

u. a. Geschäfts
führendes Vor-

standsmitglied City 
Initiative Bremen 

Werbung e. V.

Quo vadis 
Bremer Innenstadt



Das blamable Scheitern der Regierung beim 
Bau des City-Centers und die fragmentari-
schen Versuche, den Wall als Shoppingmeile 
wiederzubeleben, waren im September The-
ma in der Bremischen Bürgerschaft. Nach 
langem Rumdrucksen von Rot-Grün war 
im Juni bekannt geworden, dass der Inves-
tor für ein City-Center am Ansgarikirchhof 
wegen nicht realisierbarer Vorgaben und 
Versäumnissen der rot-grünen Regierung 
abgesprungen war. Eine herbe Schlappe 
für Rot-Grün. Doch von einem Neustart ist 

seit der Absage des Investors nichts zu spü-
ren. Wirtschaftssenator Martin Günthner 
(SPD) und Bausenator Joachim Lohse (Grü-
ne) überlassen die Bremer Innenstadt sich 
selbst. »Wir stehen aktuell in Konkurrenz 
mit „Metropolen“ wie Neu-Ulm«, spitzte 
Heiko Strohmann, verkehrspolitischer Spre-

cher der CDU-Bürgerschaftsfraktion, die Ist-
Situation während der Debatte in der Stadt-
bürgerschaft zu. Der Senat hänge Bremen 
ab. »Das ist ein blankes Armutszeugnis.«

Auch der Wiederaufbau des Walls nach ei-
nem Großbrand ähnelt bisher unprofessio-
nellem Stückwerk. Blumenkübel, Liegestüh-
le und Hinweisschilder sollen es nach dem 
Willen des Senats an der Einkaufsmeile rich-
ten. »Das ersetzt kein Konzept«, kritisiert 
Strohmann. Innenstadtentwicklung müsse 
ganzheitlich gedacht werden. Für ihn ist klar, 
dass nur die Kombination von attraktivem 
Einzelhandel und vernünftigen Wegebezie-
hungen sowie eine hohe Aufenthaltsquali-
tät die Hansestadt langfristig wettbewerbs-
fähig machen kann. »Wir brauchen einen 
Rundlauf mit einer ansprechenden Fußgän-
gerzone, mit vernünftigen Zuwegungen und 
mit Parkhäusern in der Peripherie. Das for-
dert die CDU-Fraktion bereits seit drei Jah-
ren, doch der Senat versucht gar nicht erst 
ein ganzheitliches Konzept zu entwickeln. 
Im Gegenteil: Sie haben für jede Lösung ein 
Problem!« Das Nachsehen hätten vor allem 
die Kaufleute, aber auch die Bremerinnen 
und Bremer sowie Touristen.�
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Innenstadtentwicklung:

»Senat hat für jede 
Lösung ein Problem«

»Wir stehen aktuell  
in Konkurrenz mit 

„Metropolen“  
wie Neu-Ulm.«

Liegestühle statt Konzept: Anstelle einer ganzheitlichen Konzeption 
experimentiert der Senat am Wall nur punktuell.

Gut gemeint, aber nicht genug:  
Hinweise auf dem Gehweg, einzelne 
Blumenkübel und unkonstantes W-LAN 
am Wall reichen nicht, um die gesamte 
City aufzuwerten.



In ihrem Koalitionsvertrag haben SPD und Grüne für das Land 
Bremen vereinbart, dass Doppelstrukturen in der Verwaltung 
der Städte und des Landes abgebaut werden sollen. Unter an-
derem sollen Polizisten und Lehrer in Bremerhaven zu Landes-
beschäftigten werden. Dagegen wehren sich in Bremerhaven 
Betroffene und  Bürgerinnen und Bürger. Wohl auch deshalb 
haben sich der Bremerhavener SPD-Oberbürgermeister Melf 
Grantz sowie andere Bremerhavener SPD-Funktionäre gegen 
die Pläne des Senats und damit gegen ihre Partei in Bremen 
gestellt.  Thorsten Raschen, Fraktionsvorsitzender der CDU-
Stadtverordnetenfraktion, fordert deshalb nun von ihnen, 
nicht nur vor Ort gute Stimmung zu machen, sondern auch in 
Bremen bei ihrer Partei unmissverständlich ihre Position deut-
lich zu machen.

»Immer mehr einflussreiche SPD-Funktionäre in Bremerhaven 
sprechen sich öffentlich gegen die Landespolizei und Landes-
lehrer aus. Inzwischen haben die Sozialdemokraten auch in 
der Stadtverordnetenfraktion gegen die Aufgabe der Selbst-
verwaltung gestimmt. Verwunderlich ist nur, dass genau diese 
hochrangigen Vertreter nicht schon bei der Verabschiedung des 
Koalitionsvertrages auf dem Landesparteitag der SPD oder bei 
den Koalitionsgesprächen gegen diese Forderung interveniert 
haben«, kritisiert Thorsten Raschen die schwache Haltung der 
SPD.
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Aus Bremerhaven
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CDU Bürgerschaftsfraktion 
Am Wall 135 
28195 Bremen

Für die CDU-Fraktion Bremerhaven sei ebenfalls klar, dass sie 
keine weiteren Gespräche über die Einrichtung einer Landespo-
lizei und Landeslehrer in Bremerhaven führen werde. »Wir wur-
den von der SPD aufgefordert, im Rahmen der Haushaltsaufstel-
lung mit Bremen auch über die Einführung einer Landespolizei 
und Landeslehrern zu sprechen. Dieser Forderung sind wir in Er-
wartung nach offenen Gesprächen gefolgt«, berichtet Raschen.

Doch die polternde Kommunikation der Finanzsenatorin 
habe viel Bereitschaft in Bremerhaven zerstört. Mit ihrem 
»Staubsauger«-Vergleich   lieferte die grüne Finanzsenatorin 
Karoline Linnert ein völlig unpassendes Signal und zeigte ihre 

geringe Wertschätzung für die Arbeit der Ortspolizei. »Nach der 
Abstimmung der Stadtverordnetenfraktion in Bremerhaven ist 
es jetzt an den Bürgerschaftsabgeordneten von SPD und Grü-
nen aus Bremerhaven, bei den Haushaltsberatungen unmiss-
verständlich zu erklären, dass sie eine Landespolizei und Lan-
deslehrer ablehnen«, fordert der CDU-Fraktionsvorsitzende in 
Bremerhaven, Thorsten Raschen.�

Landespolizei in Bremerhaven:

Kann sich die 
Bremerhavener 

SPD bei der Landes
regierung nicht 

durchsetzen?
Thorsten Raschen, CDU-Fraktionsvorsitzender Bremerhaven

	 »Wenn zwei Menschen in eine  
gemeinsame Wohnung ziehen, dann ist  
eben auch ein Staubsauger über und 
trotzdem wird weiter Staub gesaugt!«




